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VERGABEINFORMATIONEN
Ablauf und Bedingungen
 
 für das offene Verfahren:
[bookmark: _Hlk173772378]Beschaffung Generalplanerleistungen (GP)
für das Projekt 
I02B2602 Modernisierung Hörsäle + Kurslabore 
+
I02B2619 BZ (Berufungszusage)
Finanzierungsvorbehalt Leistungsstufe 2,3,4,5

Gebäude I02


ACHTUNG: WEITERE UNTERLAGEN WERDEN AUF GESONDERTES VERLANGEN DER BIETER ÜBERMITTELT (ZIFF. 1)
Vergabe-Nr.: 2026 / 702 / 8904

 
Auftraggeber (AG): 

Das Land Niedersachsen,
vertreten durch die Medizinische Hochschule Hannover (MHH)
vertreten durch die Präsidentin der MHH
Carl-Neuberg-Straße 1 
30625 Hannover 
 
D - nachfolgend MHH und Auftraggeber - 


Zur besseren Lesbarkeit wird in diesem Vergabeverfahren das generische Maskulinum verwendet. Die in dieser Vergabe verwendeten Personenbezeichnungen beziehen sich im Sinne der Gleichbehandlung – sofern nicht anders kenntlich gemacht – grundsätzlich auf alle Geschlechter und beinhalten keine Wertung.
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[bookmark: _Toc241782160]
Allgemeine Informationen

Die Medizinische Hochschule Hannover (MHH), mit rund 10.000 Beschäftigten größter Landesbetrieb des Landes Niedersachsen, ist eine universitäre Einrichtung für Forschung und Lehre in der Human- und Zahnmedizin und ein Universitätsklinikum der Supramaximalversorgung. Forschung, Lehre, Krankenversorgung und Administration arbeiten im Integrationsmodell auf dem MHH-Campus Hand in Hand.

[bookmark: _Hlk228265437]Aufgabenbeschreibung: 
[bookmark: _Hlk227740771]Die Medizinische Hochschule Hannover (MHH) beabsichtigt im Rahmen der Grundsanierung des Gebäudes I02 für das Teilprojekt I02B2602 Modernisierung Hörsäle und Kurslabore und das Teilprojekt I02B2619 BZ (Berufungszusage) Generalplanungsleistungen (nachfolgend „GP“ oder „AN“ genannt) zu vergeben.
Der finanzielle Träger ist das Nds. Ministerium für Wissenschaft und Kultur (MWK). Bauherr und Betreiber ist die MHH. Das Land Niedersachen, wird als Auftraggeber durch die Präsidentin der Medizinischen Hochschule Hannover (nachfolgend „AG“ oder MHH genannt) vertreten.
Das Gebäude I02 - Vorklinisches Lehrgebäude, gebaut 1971, mit u.a. den Hörsälen:  A (358 Plätze), B+ C je 102 Plätze, D (334 Plätze), E (98 Plätze); Kurslabore, Seminarräume und fachbezogene Lehrräume sollen im laufenden Betrieb modernisiert und saniert werden. Das Gebäude umfasst die Ebenen U0, S1, S0, H0 und 01.
[bookmark: _Hlk227741084]Das Gebäude ist über Gänge im Untergeschoss mit anderen Gebäuden verbunden, über welche die Versorgung derer erfolgt – logistisch und medientechnisch.

Trotz weniger zwischenzeitig durchgeführter Ertüchtigungsmaßnahmen im Bereich der Kurslabore und Seminarräume wurde das Gebäude im Rahmen der von Lahmeyer Deutschland GmbH mit Stand August 2019 erstellten Bestandsbewertung als insgesamt "stark sanierungsbedürftig" bewertet. Das Gebäude weist bezogen auf seine Errichterzeit Schadstoffe auf, deren Ermittlung und Beseitigung Bestandteil dieser Maßnahme ist.
Der bauliche Brandschutz des Gebäudes weist Defizite auf. Die Verbesserung des Brandschutzes ist im Rahmen des Projektes gemäß dem vorliegenden Brandschutzkonzept ebenso geboten.

1. Projekt: I02B2602 Modernisierung der Hörsäle und Kurslabore

2. Projekt: I02B2619 BZ (Berufungszusage), 
Achtung: Für dieses Projekt besteht ein Finanzierungsvorbehalt im Hinblick auf Stufe 2, 3, 4, 5

Gegenstand und Ziel der Vergabe 

Die MHH beabsichtigt in diesem Vergabeverfahren das Leistungsbild Generalplanerleistungen (GP) stufenweise zu vergeben. 

[bookmark: _Hlk228266400]Die Aufgaben des Generalplaner (GP)
[bookmark: _Hlk234304304]Der GP ist die zentrale Steuerungsinstanz. Er bildet auch die übergeordnete Kontrolle von Terminen, Budgets und Qualitätsstandards, ab. Dazu gehören: Terminplanung und Überwachung: Abstimmung aller Gewerke, Koordination von Planungsständen und Sicherstellung eines konsistenten Projektfortschritts. Kostenrahmen und Budgetkontrolle: Prüfung von Planungsvarianten, Abschätzung von Auswirkungen auf Kosten und frühzeitige Identifikation von Einsparpotenzialen. Sicherstellung der Planungsqualität: Einhaltung technischer Standards, Normen und regulatorischer Anforderungen, insbesondere in sensiblen Bereichen, wie Kurslabore. Risikomanagement und frühzeitige Problemerkennung: Erkennen von Abweichungen, Engpässen oder Planungsrisiken und Einleitung geeigneter Gegenmaßnahmen.
Die Kommunikationsstruktur, die Entscheidungswege und das Reporting sind im Organisationshandbuch vorgegeben und von dem GP umzusetzen. Sind Anpassungen im Rahmen des Projektablaufes erforderlich, werden diese zwischen AG und AN abgestimmt und in dem Organisationshandbuch fixiert. Die für den Projekterfolg erforderlichen weiteren Abstimmungsprozesse werden vom GP gemeinsam mit der AG abgestimmt und mit aufgenommen. 

[bookmark: _Hlk234304327]Der Generalplaner (GP) verantwortet die fachübergreifende Abstimmung aller beteiligten Objekt- und Fachplaner sowie der ausführenden Gewerke. Er führt die verschiedenen Planungsdisziplinen zusammen und stellt sicher, dass architektonische, technische und prozessuale Anforderungen konsistent umgesetzt werden.

[bookmark: _Hlk234304388]Der GP koordiniert alle Fachdisziplinen. Er steuert die Zusammenarbeit der Fachplaner und Gewerke, die für den Werkerfolg erforderlich sind, zur Erlangung von abgestimmten Planungsunterlagen und Reduzierung von Schnittstellenrisiken.
Der GP ist die Schnittstelle zwischen Auftraggeber, Architekten und Fachplanern und bildet die zentrale Kommunikationsrolle im Projekt: Übermittlung von Vorgaben des Auftraggebers, Abstimmung von Anforderungen zwischen Fachplanern, Priorisierung von Entscheidungen, Sicherstellung eines transparenten Informationsflusses.
Der GP hat zu gewährleisten, dass alle Beteiligten auf den gleichen konsistenten Wissensstand arbeiten.

Der Generalplaner trägt die Gesamtverantwortung für die planerische Qualität des Projekts und trägt die Rolle als verlässlicher Partner über alle Leistungsphasen hinweg. Diese Verantwortung umfasst nicht nur die technische Richtigkeit der Planung, sondern auch deren Konsistenz, Vollständigkeit, Nachvollziehbarkeit und Genehmigungsfähigkeit. Damit verpflichtet sich der Generalplaner, alle relevanten Fachdisziplinen so zu koordinieren, dass ein integriertes, widerspruchsfreies Gesamtmodell entsteht. Er stellt sicher, dass alle Planungsunterlagen vollständig, regelkonform und prüffähig sind. Dazu gehört, die frühzeitige Identifikation von Widersprüchen, Kollisionen oder ungeklärten Schnittstellen - insbesondere zwischen den einzelnen Fachplanerleistungen. 

1. Kostenobergrenze für das Projekt I02B2602:

A. Modernisierung und Sanierung der Hörsäle A, B, C, D, E 
B. Modernisierung und Sanierung 16 Kurslabore (Ebene H0 + S0)
Hinweis: Die Maßnahmen C+D sind der Berufungszusage zugeordnet – s. u. 3. Berufungszusage
C. Modernisierung und Sanierung der WC Anlagen Damen + Herren 
in Höhe von EUR 29 Mio. brutto (EUR 29.055.400 brutto) ist einzuhalten.

2. Kostenobergrenze für das Projekt I02B2619 BZ (Berufungszusage):

D. Modernisierung und Sanierung studentische Umkleiden inkl. 400 Spinde (Die angestrebte Erweiterung auf eine höhere Anzahl muss im Rahmen der Planung geprüft werden), Integration Anatomische Sammlung - Ebene S0,
E. Modernisierung und Sanierung Situs Räume - Ebene S0, 
mit einer Kostenobergrenze in Höhe von EUR 291.000 brutto ist einzuhalten.
[bookmark: _Hlk228868787]
Die Leistungen sind gesondert bei den jeweilig erforderlichen Fachplanern zu ermitteln und in der Tabelle „GP Honorar“ (Anlage 00b) mit aufzustellen. 


Die Leistungen der Fachplaner des Generalplaners sind gegliedert: 

1. Anlage 12 - Generalplaner (GP) - Leistungsbild, Vertragsentwurf - 
2. [bookmark: _Hlk228776246]Anlage 13 - Objektplanung 
3. Technische Gebäudeausrüstung (inkl. Leistungsbild Medienplanung und Leistungsbild Laborplanung) – Anlage 14
4. Tragwerksplanung – inkl. RÜV – Anlage 15
5. [bookmark: _Hlk228776232]Bauphysik (Bau- / Raumakustik) – Anlage 16
6. Brandschutzgutachter – Anlage 17
7. Schadstoffgutachter – Anlage 18
8. SiGeKo - Leistung nach Baustellenverordnung – Anlage 19
Der GP hat bei Projekterfordernis zusätzliche Fachplaner und Gutachter zu benennen - inkl. des notwendigen Leistungsbildes Die Honorarkosten für diese sind im Angebot mit darzustellen. 

[bookmark: _Hlk228776301]Der zu beschaffende Leistungsumfang orientiert sich grundsächlich an den Musterverträgen nach RRBau und den spezifischen Leistungspflichten. 

Zur Bearbeitung und Angebotserstellung darüber hinaus werden zur Verfügung gestellt: 

Anlage 20	Gebäudesteckbrief
Anlage 21	Grundrisse + Schnitte DWG  + PDF Format 
Anlage 22	Bestandsunterlagen Genehmigungen etc. 
Anlage 23	Bestandsunterlagen Anlagentechnik
Anlage 24	Fotos 

Anlage 25	Rahmenterminplan_
Anlage 26	Organisationshandbuch Version 1 
Anlage 27	Darstellung Projekt – Grundrisse
Anlage 28	Raumliste I02

Die Anlage 12 bis 28 enthalten geheime und vertrauliche Informationen und dürfen nur zur Angebotserstellung und ggf. (bei Zuschlag) zur Auftragsausführung verwendet werden. Sofern die Bieter ein Angebot erstellen wollen, muss zunächst die Anlage 9 MHH Vertraulichkeitsvereinbarung ausgefüllt und unterzeichnet eingereicht werden. Die Bieter werden in diesem Zusammenhang gebeten, diese Anlage entsprechend ausgefüllt über die Kommunikationsfunktion der Vergabeplattform einzureichen und eine Empfänger E-Mail-Adresse zu benennen. Die Anlagen 12 bis 28 werden sodann über einen entsprechenden Cloudlink übermittelt.  

Stufenweise Beauftragung 

Die Beauftragung der Leistungen erfolgt in fünf Stufen. Zunächst wird in Hinblick auf beide zusammenhängende Projekte nur der Zuschlag zur Erbringung der Leistungsstufe 1 erteilt. Der Abruf der Folgestufen steht jeweils im Ermessen der AG und es besteht kein Rechtsanspruch der Bieter auf einen Abruf. Der Auftragnehmer ist gleichwohl zur Leistung zu den angebotenen Konditionen verpflichtet ist. Aus dem Umstand einer stufenweisen Beauftragung kann der AN keine Erhöhung seines Honorars verlangen. Im 2. Projekt ist ohnehin noch eine Finanzierungszusage einzuholen.
Der Umfang der jeweiligen Stufen, Details zur Beauftragung weiterer Stufen im Einzelnen sowie in Bezug auf weitere Einzelheiten, verweisen wir auf den beiliegenden Vertragsentwurf. 

Die Bieter sind aufgefordert, verbindliche Angebote entsprechend den Vergabeunterlagen genannten Anforderungen zu unterbreiten. 

Jeder Bieter kann nur ein Angebot abgeben, dies gilt auch für Bietergemeinschaften.  (nachstehend gemeinsam auch Bieter genannt).

[bookmark: _Toc241782161]Allgemeine Verfahrensbedingungen und Erläuterungen zum Verfahren

Die nachfolgenden Hinweise zum Vergabeverfahren ergeben sich aus dem geltenden Vergaberecht und sollen dem Bieter ermöglichen, ein ordnungsgemäßes Angebot einzureichen.

1.1. [bookmark: _Toc241782162]Verfahrenssprache, Kommunikation, rechtliche Grundlage, Unterlagen

[bookmark: _Toc488397447][bookmark: _Toc535785147]Verfahrenssprache ist deutsch. Während des gesamten Vergabeverfahrens kommunizieren Auftraggeber und Bieter ausschließlich in deutscher Sprache. Einem Schriftstück, das in fremder Sprache eingereicht wird, ist eine beglaubigte oder von einem öffentlich bestellten oder beeidigten Übersetzer oder Dolmetscher angefertigte Übersetzung beizufügen. 

Im Verfahren gilt deutsches Recht. Es wird insbesondere auf die Vorschriften aus dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB), der Vergabeverordnung (VgV) sowie dem Niedersächsischen Tariftreue- und Vergabegesetz NTVergG hingewiesen.


1.2. [bookmark: _Toc241782163]Vollständigkeit der Unterlagen

Die Vergabeunterlagen (§ 29 VgV) umfassen sämtliche Unterlagen, die den Bietern auf der Vergabeplattform DTPV (https://www.dtvp.de/) im Rahmen des Vergabeverfahrens zur Verfügung gestellt werden.

Die Vergabeunterlagen wurden mit größtmöglicher Sorgfalt erstellt. Der Auftraggeber kann jedoch nicht ausschließen, dass die Unterlagen Unklarheiten, Unvollständigkeiten oder Fehler enthalten. Die Bieter haben sich daher unmittelbar nach Abruf der Vergabeunterlagen über deren Vollständigkeit zu vergewissern und diese auf etwaige Unklarheiten, Unvollständigkeiten und Fehler hin zu überprüfen. Bestehen nach Auffassung eines Bieters Unklarheiten, Unvollständigkeiten oder Fehler, so ist dies dem Auftraggeber unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Dies gilt auch für sonstige auftretende Fragen und Probleme, insbesondere wenn die Vergabeunterlagen Fragen aufwerfen, die für die Erstellung der Angebote relevant sein können.

Inhaltliche Änderungen an den Vergabeunterlagen durch den Bieter sind unzulässig und führen zum Ausschluss.

Der Auftraggeber behält sich vor, die Vergabeunterlagen vor Ablauf der Angebotsfrist zu ergänzen bzw. zu berichtigen. Etwaige Ergänzungen oder Berichtigungen werden den Bietern unverzüglich mitgeteilt.

1.3. [bookmark: _Toc241782164]Zeitplan der Vergabe

Folgende Fristen der Vergabe sind zu beachten:

	Bekanntmachung
	gemäß den Angaben auf der Vergabeplattform

	Angebotsfrist
	

	Frist für Bieterfragen
	

	Frist für beantwortete Bieterfragen
	

	Bindefrist
	

	Zuschlagsfrist
	

	Ausführungsfrist
	s. Anlage 25 Rahmenterminplan



Für die Ausführungsfrist besteht ein fester Rahmenterminplan. Dieser ist den Vergabeunterlagen als Anlage 25 Rahmenterminplan beigefügt. Dieser Terminplan bildet den Rahmen für die auszuführenden Leistungen und ist bindend. 


1.4. [bookmark: _Toc241782165]Nicht belegt 
[bookmark: _Toc196395442]
./.

1.5. [bookmark: _Toc241782166]Bieterfragen

Alle Mitteilungen und Fragen des Bieters sind ausschließlich in Textform über die o.a. Vergabeplattform zu stellen.

Fragen werden grundsätzlich nur beantwortet, wenn sie innerhalb der oben angegebenen Frist gestellt werden. Die Beantwortung später eingehender Bieterfragen liegt im pflichtgemäßen Ermessen der Vergabestelle. Alle fristgerecht eingereichten Bieterfragen werden im Rahmen der Gleichbehandlung der Bieter, in Form eines Fragen- und Antwortkatalogs für alle Bieter zeitgleich zur Verfügung gestellt. Hierbei ist auf eine anonymisierte Fragenstellung, da die Fragen und Antworten allen anderen Bewerbern offengelegt werden.

Die Vergabestelle wird Fragen und Hinweise zeitnah prüfen und ihre Antworten kontinuierlich, spätestens gem. vorerwähnter Frist auf der o.g. Vergabeplattform einstellen. Die Benachrichtigungen erfolgen ausschließlich an die auf der eVergabe-Plattform registrierten Bieterinteressenten für das Vergabeverfahren. Eine persönliche E-Mail wird nicht versandt. Es ist daher empfehlenswert, regelmäßig das eVergabe-Portal nach Neuigkeiten der Vergabestelle zu prüfen.

1.6. [bookmark: _Toc241782167]Haupt- und Nebenangebote / Angebotsabgabe / Entschädigung für die Teilnahme am Vergabeverfahren / Nachforderung von Unterlagen

Es ist nur ein Hauptangebot zugelassen. Nebenangebote und Änderungsvorschläge sind nicht zugelassen. 

Für die Erstellung des Angebotes gelten ausschließlich die in der EU-Auftragsbekanntmachung und den Vergabeunterlagen bekanntgemachten Bedingungen. 

Das Vergabeverfahren wird elektronisch und zum Download über die Vergabeplattform DTPV https://www.dtvp.de/ durchgeführt. 

Jeder Bieter, der ein Angebot abgeben möchte, ist verpflichtet, regelmäßig auf der Internetseite https://www.dtvp.de/.
Änderungen bzw. Konkretisierungen der Vergabeunterlagen abzurufen. Ein Angebot wird nur berücksichtigt, wenn der Bieter alle veröffentlichten Angaben in seinem Angebot berücksichtigt.

Die beim Bieter ggf. entstehenden Kosten im Rahmen der Beteiligung am Vergabeverfahren werden von Seiten des Auftraggebers nicht erstattet. 

Nicht ordnungsgemäß oder nicht rechtzeitig eingegangene elektronische Angebote werden ausgeschlossen. Angebote, deren verspäteter Eingang nachweislich durch Umstände verursacht wurde, die nicht vom Bieter zu vertreten sind, können berücksichtigt werden.

Das Angebot kann zusammen mit den geforderten Anlagen durch den Bieter elektronisch in Textform eingereicht werden. Die zugelassene Form für die elektronische Angebotsabgabe für dieses Vergabeverfahren ist die Textform (gemäß § 126b BGB). Hierzu genügt die Angabe des Vor- und Nachnamens des Erklärenden und des Firmennamens. 

Ein öffentlicher Termin zur Öffnung der Angebote findet im Rahmen des Vergabeverfahrens nicht statt.
Hinweise zum Bietertool:

· Für die Abgabe elektronischer Angebote steht auf der Vergabeplattform ein kostenfreies Bietertool zur Verfügung. Das Bietertool ist eine Desktop-Anwendung, die sich automatisch installiert. Hiermit wird eine lokale Verschlüsselung der Angebote sichergestellt. Voraussetzung für die Nutzung des Bietertools ist eine entsprechende Java-Laufzeitumgebung (JRE), welche kostenfrei unter http://www.java.com/ bezogen werden kann, sofern diese nicht bereits auf dem Rechner installiert ist. Je nach Betriebsumgebung sind für die Installation der Laufzeitumgebung bzw. des Bietertools u.U. administrative Rechte erforderlich.

· Elektronische Angebote, die über das Bietertool abgegeben werden, werden mit einem elektronischen Zeitstempel versehen.

· Die elektronischen Angebote werden mit Hilfe des Bietertools auf dem Rechner des Bieters (lokal) zusammengestellt, mit den entsprechenden Schlüsseln des Vergabeverfahrens Ende-zu-Ende verschlüsselt, mit den vorgegebenen Signaturinformationen versehen und in Form sogenannter OSCI-Nachrichten (über das OSCI-Protokoll) zu einem "Vermittler", dem sogenannten Intermediär, übertragen. Der "Vermittler" sorgt für eine sichere Aufbewahrung der verschlüsselten Angebote vor Ablauf der entsprechenden Angebotsfrist, ergänzt die Meta-Informationen zum Angebot mit dem notwendigen Zeitstempeln und führt die erforderlichen Signaturprüfungen inkl. Quittungsmechanismen durch. 

· Erst mit Ablauf der entsprechenden Frist und nach einem erfolgreichen 4-Augen-Login durch zwei berechtigte Nutzer der Vergabestelle holt die E-Vergabeplattform die Angebote vom Intermediär ab und bringt die verschlüsselten Angebote mit den korrespondierenden Schlüsseln zusammen, sodass die Angebote in der E-Vergabeplattform entschlüsselt und zur weiteren Auswertung bereitgestellt werden.

· Nehmen Sie unbedingt Kontakt zum Support der Herstellerfirma des elektronischen Vergabeportals, der Firma Cosinex auf, wenn es bei der Abgabe des elektronischen Angebots zu Problemen kommt, damit Sie dadurch keine Nachteile haben.

· Empfohlen wird die Installation des Bietertools der elektronischen Vergabeplattform einige Tage vor der beabsichtigten Abgabe des Angebotes.

Der Auftraggeber behält sich vor, einen Bieter unter Einhaltung der Grundsätze der Transparenz und der Gleichbehandlung aufzufordern, fehlende, unvollständige oder fehlerhafte unternehmensbezogene Unterlagen, insbesondere Eigenerklärungen, Angaben, Bescheinigungen oder sonstige Nachweise nachzureichen, zu vervollständigen oder zu korrigieren oder fehlende oder unvollständige leistungsbezogene Unterlagen nachzureichen oder zu vervollständigen.

Ein Anspruch auf eine Nachforderung von Unterlagen besteht nicht, insbesondere kann der Auftraggeber im Rahmen der Gleichbehandlung aller Bieter entscheiden, bei keinem Bieter fehlende Unterlagen nachzufordern.

1.7. [bookmark: _Toc241782168]Rechtsbehelfsmöglichkeit und Rechtsbehelfsfrist

Unternehmen haben einen Anspruch auf die Einhaltung der bieterschützenden Bestimmungen über das Vergabeverfahren. Sieht sich ein Bewerber in seinen Rechten verletzt, ist der Verstoß unverzüglich gegenüber dem Auftraggeber zu rügen.

Zuständige Vergabekammer für eine Nachprüfung von möglichen Vergaberechtsverstößen:

Vergabekammer Niedersachsen 
Nds. Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr
Auf der Hude 2
21339 Lüneburg
Deutschland
T.: +49 4131 15-1336 / -2340
F: +49 4131 15-2943
E-Mail: vergabekammer@mw.niedersachsen.de
http://www.mw.niedersachsen.de/startseite/themen/aufsicht_und_recht/vergabekammer/vergabekammer-niedersachsen-144803.html 
Der öffentliche Auftraggeber weist darauf hin, dass gemäß § 160 Abs. 3 Satz 1 GWB ein Nachprüfungsantrag vor der o.g. Vergabekammer unzulässig ist, soweit 

1. der Antragsteller den geltend gemachten Verstoß gegen Vergabevorschriften vor Einreichen des Nachprüfungsantrags erkannt und gegenüber dem Auftraggeber nicht innerhalb einer Frist von zehn Kalendertagen gerügt hat; der Ablauf der Frist nach § 134 Absatz 2 bleibt unberührt, 
2. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung erkennbar sind, nicht spätestens bis zum Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden, 
3. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeunterlagen erkennbar sind, nicht spätestens bis zum Ablauf der Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden, 
4. mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mitteilung des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu wollen, vergangen sind.

Auf die prozessualen Vorschriften der §§ 160 ff. GWB wird außerdem hingewiesen.

[bookmark: _Toc241782169]Darlegung der Bietereignung

Die geforderten Angaben und Erklärungen sind zur Beurteilung der Leistungsfähigkeit und Fachkunde (= Eignungsprüfung) sowie Zuverlässigkeit (vgl. vor allem §§ 123-125 GWB) des Bewerbers erforderlich und bis zum Ablauf der Angebotsfrist vorzulegen. Die fehlende bzw. nicht nachgewiesene Eignung des Bewerbers führt zum Ausschluss des Angebotes. Die Bewerbereignung kann entsprechend § 50 VgV auch durch die Vorlage der Einheitlichen Europäischen Eigenerklärung (EEE) erbracht werden. Wird durch den Bewerber eine Einheitliche Europäische Eigenerklärung (EEE) vorgelegt, sind neben der EEE noch weitere Unterlagen zu übergeben, die nachfolgend näher definiert werden.

Die Bewerber können sich zum Nachweis der Leistungsfähigkeit und Fachkunde der Fähigkeiten anderer rechtlich selbständiger Unternehmen, z. B. Konzernverbundunternehmen, sog. Nachunternehmer (hierzu zählen auch freie Mitarbeiter), bedienen, ungeachtet des rechtlichen Charakters der zwischen ihnen und diesem Unternehmen bestehenden Verbindungen (sog. Eignungsleihe, vgl. § 47 VgV). 

Bewerber müssen in diesem Fall mit ihrem Angebot nachweisen, dass ihnen die erforderlichen Ressourcen bei der Erfüllung des Auftrags zur Verfügung stehen würden. Hierfür ist eine entsprechende Verpflichtungserklärung des anderen Unternehmens erforderlich, die durch dieses Unternehmen auszufüllen und zu unterzeichnen ist. In diesem Fall ist eine Eigenerklärung des Bewerbers nicht ausreichend. Dies gilt auch für Konzernunternehmen. Den Vordruck einer solchen Verpflichtungserklärung ist den Vergabeunterlagen beigefügt.

Zum Nachweis der Zuverlässigkeit können sich der Bewerber und alle Mitglieder einer Bewerbergemeinschaft nicht anderer Unternehmen bedienen. Die entsprechenden Nachweise muss jeder Bewerber bzw. jedes Mitglied der Bewerbergemeinschaft selbst führen und vorlegen. 

[bookmark: _Toc241782170]Eignungsleihe
Ein Bieter kann zum Nachweis seiner wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit im Sinne der EU-Auftragsbekanntmachung die Kapazitäten anderer Unternehmen in Anspruch nehmen („Eignungsleihe“), wenn er nachweist, dass ihm dadurch die für den Auftrag erforderlichen Mittel tatsächlich zur Verfügung stehen werden.

In gleicher Weise kann ein Bieter zum Nachweis seiner technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit im Sinne der EU-Auftragsbekanntmachung die Kapazitäten anderer Unternehmen in Anspruch nehmen („Eignungsleihe“), wenn er nachweist, dass ihm dadurch die für den Auftrag erforderlichen Mittel tatsächlich zur Verfügung stehen werden. 

Der Bieter hat die Unternehmen, deren Kapazitäten er sich bedient, unter Verwendung des vom Auftraggeber hierfür zur Verfügung gestellten Vordrucks mit Abgabe des Angebotes als eignungsrelevante Nachunternehmer zu benennen und zur Prüfung der Eignung dieser Unternehmen die in der EU-Auftragsbekanntmachung geforderten Erklärungen und Nachweise für diese Unternehmen in dem Umfang vorzulegen, in dem der Bieter die Kapazitäten dieser Unternehmen im Rahmen der Eignungsleihe in Anspruch nimmt. 

Der Nachweis, dass dem Bieter die Kapazitäten eines anderen Unternehmens zur Verfügung stehen, sind in Form einer Verpflichtungserklärung unter Verwendung des hierfür vom Auftraggeber zur Verfügung gestellten Vordrucks mit der Einreichung des Angebots zu erbringen. Der Auftraggeber akzeptiert Verpflichtungserklärungen, deren Wirksamkeit durch die Zuschlagserteilung aufschiebend bedingt ist.

Nimmt der Bieter im Rahmen der Eignungsleihe die Kapazitäten anderer Unternehmen in Anspruch, müssen diese neben dem Bieter entsprechend dem Umfang der Eignungsleihe für die Auftragsausführung haften. Eine entsprechende Haftungserklärung hat der Bieter auf Verlangen des Auftraggebers vorzulegen. Leistungen, für die Kapazitäten anderer Unternehmen im Rahmen der Eignungsleihe benannt wurden, müssen im Auftragsfalle von diesen Unternehmen erbracht werden.

Zum Nachweis, dass Ausschlussgründe nicht vorliegen, können sich Bieter und Mitglieder einer Bietergemeinschaft nicht anderer Unternehmen bedienen; den entsprechenden Nachweis muss jeder Bieter bzw. jedes Mitglied der Bietergemeinschaft selbst führen.
[bookmark: _Toc241782171]Nachunternehmer
Nachunternehmer sind rechtlich selbstständige Unternehmen, die im Rahmen der Leistungserbringung durch den Auftragnehmer für diesen wesentliche, in sich abgeschlossene Teilleistungen erbringen, die nicht nur untergeordnete Hilfsdienste oder bloße Zulieferungen darstellen.

Beabsichtigt ein Bieter, Teile des Auftrags durch Nachunternehmer zu erbringen, die nicht bereits als eignungsrelevante andere Unternehmen im Rahmen der Eignungsleihe benannt worden sind, hat der Bieter die Teile des Auftrags, die er im Wege von Unteraufträgen an Dritte zu vergeben beabsichtigt, im Angebot unter Verwendung des vom Auftraggeber hierfür zur Verfügung gestellten Vordrucks anzugeben. 

Die im Folgenden geforderten Nachweise und Eigenerklärungen sind vollständig dem Angebot getrennt als Anlage beizufügen. Sofern Unterauftrag-/Nachunternehmer in Anspruch genommen werden sollen, sind den Angebotsunterlagen entsprechende Eigenerklärungen bzw. Nachweise beizufügen.

Es ist zu beachten, dass benannte Nachunternehmer in dem Angebotsdeckblatt CSX51 (s. Anlage 00a CSX 51 – Angebotsdeckblatt) anzugeben sind. Bei Nachunternehmern mit Eignungsleihe ist die Anlage 07 Verpflichtungserklärung Drittunternehmen auszufüllen und abzugeben. In der Verpflichtungserklärung werden die Drittunternehmen aufgefordert, für die zu erbringende Leistung, auf die sich der Bieter bzgl. der wirtschaftlichen und/oder technischen Leistungsfähigkeit in diesem Verfahren stützt, eine Bestätigung abzugeben.

Folgende Anlagen sind für Nachunternehmer MIT Eignungsleihe zusätzlich zur Anlage Nr. 07 einzureichen:
· Anlage 01 Eigenerklärung zur Eignung
· Anlage 02 Referenzformblätter
· Anlage 03 Erklärung NTVergG
· Anlage 03a Vertragsbedingungen Erklärung NTVergG Stand 30.06.2020
· Anlage 08 Eigenerklärung Sanktionsvereinbarung EU - Anlage zum BMWK-Rundschreiben 
· Anlage 09 MHH Vertraulichkeitserklärung Declaration of Confidentiality
· Nachweis Haftpflichtversicherung

Folgende Anlagen sind für Nachunternehmer OHNE Eignungsleihe einzureichen:
· Anlage 01 Eigenerklärung zur Eignung
· Sofern durch den Nachunternehmer Leistung gemäß § 4 Abs. 1 u. 2 NTVergG erbracht werden, ist hier:
· Anlage 03 Erklärung NTVergG
· Anlage 03a Vertragsbedingungen Erklärung NTVergG Stand 30.06.2020Anlage 09 Vertraulichkeitserklärung MHH 

[bookmark: _Toc241782172]Bietergemeinschaften
Mehrere Unternehmen können sich zu einer Bietergemeinschaft zusammenschließen. In diesem Fall hat die Bietergemeinschaft mit Einreichung des Angebots unter Verwendung des vom Auftraggeber hierfür zur Verfügung gestellten Vordrucks eine Bietergemeinschaftserklärung abzugeben, mit der:
· sämtliche an der Bietergemeinschaft beteiligten Unternehmen benannt werden,
· die Bildung einer Arbeitsgemeinschaft im Auftragsfall erklärt wird,
· die rechtliche Zulässigkeit der Bildung der Bietergemeinschaft erklärt wird,
· die gesamtschuldnerische Haftung der Bietergemeinschaft im Auftragsfall erklärt wird,
· ein bevollmächtigter Vertreter für das Vergabeverfahren sowie den Abschluss und die Durchführung des Vertrages bezeichnet wird.
Bietergemeinschaften haben ein einheitliches, gemeinsames Angebot einzureichen. Die Bietergemeinschaftserklärung ist von allen Mitgliedern zu unterzeichnen.

Sollte ein Bieter ein Angebot sowohl als Mitglied einer Bietergemeinschaft als auch als Einzelbieter abgeben, so hat er schriftlich nachvollziehbar darzulegen, warum hierdurch nicht gegen den vergaberechtlichen Grundsatz des Geheimwettbewerbs verstoßen wird. Kann ein solcher Nachweis nicht geführt werden, so werden der betreffende Bieter und die Bietergemeinschaft von dem Verfahren ausgeschlossen. Es sei darauf hingewiesen, dass ein Unternehmen, das Vereinbarungen mit anderen Unternehmen getroffen hat, die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken, zum Ausschluss des Unternehmens von dem Vergabeverfahren führen kann (§ 124 Abs. 1 Nr. 4 GWB). Gleiches gilt für den Fall, dass sich ein Bieter an verschiedenen Bietergemeinschaften beteiligt.

Jede Änderung in der Zusammensetzung einer Bietergemeinschaft ist nach einer Zuschlagserteilung der Vergabestelle unverzüglich anzuzeigen.

[bookmark: _Toc241782173]Einzureichende Eignungsunterlagen

Die im Folgenden genannten Nachweise und Eigenerklärungen sind vom Bieter, der ein Angebot abgeben möchte, vollständig dem Angebot als getrennte Anlagen beizufügen. Sofern Unterauftrag-/Nachunternehmer in Anspruch genommen werden sollen, sind die entsprechende Eigenerklärungen bzw. Nachweise beizufügen.

[bookmark: _Toc241782174] Nachweis zur persönlichen Lage

Der Bieter hat folgende Nachweise und Erklärungen zur persönlichen Lage mit dem Angebot zu erbringen:

1) Bescheinigung der Eintragung im Handels- bzw. Berufsregister als separate Anlage:	
Eintragung in Beruf- oder Handelsregister nach Maßgabe der Rechtsvorschriften des Landes, in dem der Bieter ansässig ist (Bescheinigung der zuständigen Stelle, nicht älter als 6 Monate zum Schlusstermin der Angebotsabgabe). 

2) Angabe, ob ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzlich geregeltes Verfahren eröffnet/die Eröffnung beantragt/mangels Masse abgelehnt/ein Insolvenzplan rechtskräftig bestätigt wurde oder ob sich das Unternehmen in Liquidation befindet (Angabe in der Anlage 01 Eigenerklärung zur Eignung).

3) Angabe, dass nachweislich keine schwere Verfehlung begangen wurde, die die Zuverlässigkeit als Bieter in Frage stellt (Angabe in der Anlage 01 Eigenerklärung zur Eignung).

4) Angabe, dass die Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie der Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung ordnungsgemäß erfüllt ist (Angabe in der Anlage 01 Eigenerklärung zur Eignung).

5) Erklärung zu §§ 123-125 GWB (Angabe in der Anlage 01 Eigenerklärung zur Eignung).

6) Eigenerklärung Sanktionsvereinbarung EU – Anlage zum BMWK-Rundschreiben vom 14.04.2022 (Anlage 08) 

7) MHH Vertraulichkeitserklärung, sofern nicht vorab für die Herausgabe der Vergabeunterlagen erfolgt (Anlage 09)

Sofern einschlägig, sind folgende Nachweise und Erklärungen mit dem Angebot einzureichen:

1) Erklärung der Bietergemeinschaft (Anlage 06 Erklärung der Bietergemeinschaft).

2) Verpflichtungserklärung von Drittunternehmen im Rahmen der Eignungsleihe (Anlage 07 Verpflichtungserklärung Drittunternehmen).


[bookmark: _Toc241782175] Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit

Der Bieter hat folgende Nachweise und Erklärungen zum Nachweis der wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit mit dem Angebot zu erbringen: 

1) Angaben über den Gesamtumsatz des Unternehmens und bezogen auf den geforderten Tätigkeitsbereich der letzten drei (3) abgeschlossenen Geschäftsjahre (Angaben in der Anlage 01 Eigenerklärung zur Eignung). 

2) Angaben zur Berufs- bzw. Betriebshaftpflichtversicherung (Angaben in der Anlage 01 Eigenerklärung zur Eignung) sowie Nachweis der Berufs- bzw. Betriebshaftpflichtversicherung (Versicherungsbestätigung des Versicherungsgebers) 

3) Erklärung zur Tariftreue und Mindestentlohnung gemäß NTVergG (Anlage 03 Erklärung NTVergG).

4) Erklärung zu § 4 Abs. 1 NTVergG – Dienstleistungen (Anlage 03a Vertragsbedingungen Erklärung NTVergG Stand 30.06.2020).

5) Eigenerklärung Förderung der Chancengleichheit u. Gleichstellung von Frauen u. Männern im Beruf (Anlage 05 Erklärung Förderung der Chancengleichheit und Gleichstellung).

Geforderte Mindestanforderungen (Nichterfüllung führt zum Ausschluss):
Die Nichterfüllung eines Mindeststandards (einer Mindestanforderung) führt zum Ausschluss. 
[bookmark: _Hlk173946593]
Zu 1)	 Bieter haben mit Bezug auf § 45 Abs. 2 VgV folgenden netto-Mindestjahresumsatz der letzten drei Jahre im 	 geforderten Tätigkeitsbereich nachzuweisen:

EUR 1,5 Mio. netto

Zu 2) 	Nachweis einer Berufs- bzw. Betriebshaftpflichtversicherung mit folgenden Mindestdeckungssummen:

· EUR 3,0 Mio. für Personenschäden, jeweils 2-fach maximiert je Versicherungsjahr 
· EUR 5,0 Mio. für sonstige Schäden (Sach- und Vermögensschäden), jeweils 2-fach maximiert je Versicherungsjahr 

	
[bookmark: _Hlk173946779]Alternativ kann mit dem Angebot eine Verpflichtungserklärung (auf einer eigens zu erstellenden Anlage) erfolgen, dass im Auftragsfall eine entsprechende Versicherung abgeschlossen wird. Die Vorlage des Versicherungsnachweises hat in diesem Fall innerhalb von 10 Werktagen nach Zuschlagserteilung zu erfolgen. Die Nichtvorlage dieses Nachweises der Berufs- und Betriebshaftversicherung mit den geforderten Mindestdeckungssummen stellt für den Auftraggeber einen außerordentlichen Kündigungsgrund dar.

[bookmark: _Toc241782176] Technische und berufliche Leistungsfähigkeit

Der Bieter hat folgende Nachweise und Erklärungen zum Nachweis der technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit mit dem Angebot zu erbringen: 

1) Unternehmensreferenzen mit vergleichbaren Anforderungen (Anlage 02 Referenzformblätter)
Die an den Nachweis der geforderten Unternehmensreferenzen gestellten Anforderungen werden in der EU-Auftragsbekanntmachung, in der Anlage 02 Referenzformblätter und weiter unten genannt. 

Die Auftraggeber behält sich das Recht zur Prüfung der vorgelegten Unternehmensreferenzen vor, wobei insbesondere die Punkte Kosten- und Termintreue hinterfragt werden können.

2) Angabe der Mitarbeiteranzahl des gesamten Unternehmens in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren (Angaben in der Anlage 01 Eigenerklärung zur Eignung)

3) Angabe der Mitarbeiter mit einem für die ausgeschriebenen und angebotenen Leistungen relevanten Studienabschluss (Ing., Master, Bachelor), (Angaben in der Anlage 01 Eigenerklärung zur Eignung)

4) Auftragsverarbeitungsvertrag nach Art. 28 DSGVO (angaben in der Anlage 04 Auftragsverarbeitungsvertrag nach Art. 28 DSGVO DE ENG)



Geforderte Mindestanforderungen (Nichterfüllung führt zum Ausschluss):
Die Nichterfüllung einer Mindestanforderung führt zum Ausschluss.

Zu 1) Mindestanforderung: Es sind max. drei Unternehmensreferenzen mit vergleichbaren Anforderungen anzugeben. Die Einhaltung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen obliegt dem Bieter / Bewerber. 

[bookmark: _Hlk174914469]Bezüglich der Vergleichbarkeit sind Mindestkriterien definiert – s. hierzu Anlage 02 Referenzformblätter, S.1.

[bookmark: _Toc241782177] Sonstige Eignungsbedingungen / Besondere Bedingungen für die Ausführung des Auftrags

Die Erbringung der Dienstleistung ist einem besonderen Berufsstand vorbehalten mit Verweis auf die einschlägige Rechts- oder Verwaltungsvorschrift: Teilnahmeberechtigt sind: Natürliche Personen, die gemäß Rechtsvorschriften ihres Heimatstaates zur Führung der Berufsbezeichnung Dipl.-Ing. Architektur, Dipl.-Ing. Architekt, Dipl.-Ing. Bauingenieur, M. Eng., M. Sc. oder vergleichbaren Abschlüssen und mit einer anerkannten und nachgewiesenen Zusatzqualifikation als Fachplaner berechtigt sind. Ist in den jeweiligen Heimatstaaten die Berufsbezeichnung gesetzlich nicht geregelt, so erfüllt die Anforderungen als, wer über ein Diplom, Prüfungszeugnis oder sonstigen Befähigungsnachweisen verfügt, dessen Anerkennung nach der Richtlinie 2005/36/EG gewährleistet ist. Juristische Personen, wenn deren satzungsmäßiger Geschäftszweck auf Planungsleistungen ausgerichtet ist und der Planungsaufgabe entspricht und wenn der verantwortliche Verfasser der Planung oder der gesetzliche Vertreter der juristischen Person die an die natürlichen Personen gestellten Anforderungen erfüllen. Arbeitsgemeinschaften, bei denen jedes Mitglied die Anforderungen erfüllt, die an die natürlichen oder juristischen Personen gestellt werden.

[bookmark: _Toc241782178]Bewertungsrelevante Anforderungen an das Angebot

Neben den geforderten Eignungsnachweisen sind nachfolgende Anforderungen zur Angebotsbewertung auszufüllen bzw. beizufügen.

[bookmark: _Toc241782179]Zuschlagskriterien

Die Angebote werden nach Maßgabe der in der EU-Auftragsbekanntmachung und den Vergabeunterlagen bekanntgegebenen Bedingungen und Zuschlagskriterien abschließend geprüft, gewertet und eine Rangfolge der Bieter gebildet. 

Es gibt drei (3) Hauptkriterien, deren Gewichtung sich aus ihrer Bedeutung für das Vorhaben ergibt. Diese Hauptkriterien werden wie folgt gewichtet:

	1. Organigramm - Personalorganisation - Herangehensweise - Innovation
	30%

	2. Qualifikation und Erfahrung des mit der Ausführung des Auftrags betrauten (leitenden Personal) Personals
Bewertet werden ausschließlich die Berufserfahrung und die persönlichen Referenzen des für die Auftragsausführung konkret vorgesehenen Personals (Projektleiter/stellv. Projektleiter); die Berechtigung zur Führung der Berufsbezeichnung Architekt/Ingenieur ist reine Mindestanforderung und wird nicht bepunktet. Das bewertete Personal wird verbindlicher Vertragsbestandteil; ein Austausch ist nur mit Zustimmung des Auftraggebers bei mindestens gleichwertiger Qualifikation zulässig.

	30%

	3. Preis / Honorar
Der Bieter hat für sein Angebot auf Grundlage der Vorgaben in  Anlage 12-19 und somit gemäß der entsprechend  ermittelten Honorare die Anlage 00b GP_Honorar auszufüllen. Sie bilden das Gesamthonorar des Generalplaners. 

Bewertet werden die Honorare der einzelnen Leistungsbilder für die spezifischen Leistungen der Grundleistungen inkl. der besonderen Leistungen, sowie die Stundensätze für Nachweisleistungen anhand der dort angegebenen fiktiven Wertungsmengen und das daraus resultierende Gesamthonorar.
	40%


			
Neben diesen Hauptkriterien gibt es Unterkriterien. Im Angebot werden Nachweise und Angaben zu den Zuschlagskriterien und Unterkriterien erwartet.  Einzelheiten sind der Anlage 11 zu entnehmen.

Die Bewertung/Bepunktung der Angebote erfolgt nach den vom Auftraggeber definierten Zuschlagskriterien (s. hierzu das den Vergabeunterlagen beigefügte Dokument „Anlage 11 Eignungs_Zuschlagsmatrix GP“, welches maßgeblich ist). 

Der Auftraggeber wird, unbeschadet etwaiger Aufhebungsgründe und Aufhebungsvorbehalte, an den bestplatzierten Bieter, dessen Angebot als wirtschaftlichstes Angebot ermittelt wurde, den Zuschlag erteilen.

[bookmark: _Toc241782180]Prüfung und Wertung der Angebote und Zuschlagserteilung

Die Prüfung und Wertung der Angebote erfolgt unter Beachtung der §§ 56 ff. VgV in einem vierstufigen Verfahren:

1. formelle Prüfung der Angebote (gemäß § 56 Abs. 1 VgV), 
2. Eignungsprüfung (gemäß § 57 Abs. 1 VgV), 
3. Prüfung Angemessenheit der Preise (gemäß § 60 VgV),  
4. Wirtschaftlichkeitsbewertung (gemäß § 58 Abs. 1 VgV). 

[bookmark: _Toc241782181]Formelle Prüfung der Angebote und Ausschluss von Angeboten

Die Vorgehensweise der formellen Prüfung der Angebote erfolgt entsprechend den Vorgaben der §§ 56 f. VgV. 

Angebote werden gemäß § 57 Abs. 1 VgV von der Wertung ausgeschlossen, die die Eignungskriterien nicht erfüllen und Angebote, die nicht den Erfordernissen des § 53 VgV genügen, insbesondere:

· Angebote, die nicht form- oder fristgerecht eingegangen sind, es sei denn, der Bieter hat dies nicht zu vertreten,
· Angebote, die nicht die geforderten oder nachgeforderten Unterlagen enthalten,
· Angebote, in denen Änderungen des Bieters an seinen Eintragungen nicht zweifelsfrei sind,
· Angebote, bei denen Änderungen oder Ergänzungen an den Vergabeunterlagen vorgenommen worden sind,
· Angebote, die nicht die erforderlichen Preisangaben enthalten, es sei denn, es handelt sich um unwesentliche Einzelpositionen, deren Einzelpreise den Gesamtpreis nicht verändern oder die Wertungsreihenfolge und den Wettbewerb nicht beinträchtigen, oder
· nicht zugelassene Nebenangebote.

Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) des Bieters sind ausdrücklich ausgeschlossen.


[bookmark: _Toc241782182]Eignungsprüfung

Die Überprüfung der Eignung erfolgt nach Maßgabe der mit der EU-Auftragsbekanntmachung und den Vergabeunterlagen bekanntgemachten Eignungsanforderungen.

[bookmark: _Toc241782183]Prüfung der Angemessenheit der Preise

Die Prüfung der Angemessenheit der Preise erfolgt auf der Grundlage des § 60 VgV.

[bookmark: _Toc241782184]Wirtschaftlichkeitsbewertung

Die Wirtschaftlichkeitsbewertung erfolgt nach Maßgabe der in den Vergabeunterlagen bekanntgemachten Zuschlagskriterien (siehe Anlage 11 Eignungs_Zuschlagsmatrix GP).

[bookmark: _Toc241782185]Information gemäß §134 GWB

Bieter, deren Angebote nicht berücksichtigt werden sollen, erhalten ein Informations- und Absageschreiben nach § 134 GWB. 


[bookmark: _Toc241782186]Anlagenliste
Nachfolgende Anlagen sind Teil der Vergabe. Die markierten Anlagen sind vom Bieter, wenn erforderlich ausgefüllt und sofern angegeben mit Firmenstempel und Name bzw. bei Forderung Unterzeichnung versehen, zusammen mit den Angebotsunterlagen einzureichen:
|X|	Anlage 00a CSX 51  Angebotsdeckblatt 
|X|	Anlage 00b   	Honorarformblatt  
|_|	Anlage 00	Vergabeinformationen_Aufgabe_Ablauf_Bedingungen_zur_Vergabe
|X|	Anlage 01	Eigenerklärung zur Eignung/Firmenauskunft
|X| 	Anlage 02	Referenzliste
|X|	Anlage 03	Tariftreue- und Mindestentgelterklärung gem. §4 Abs. 1 u. 2 NTVergG
|X|	Anlage 03a	Vorvertragliche Erklärung zu § 4 Abs. 1 NTVergG (Niedersächsisches Tariftreue- und
Vergabegesetz) – Dienstleistungen
[bookmark: _Hlk158126459]|X|	Anlage 04 	Auftragsverarbeitungsvertrag nach Art. 28 DSGVO
|X|	Anlage 05 	Eigenerklärung Förderung der Chancengleichheit und Gleichstellung von Frauen und Männern
im Beruf
|X|	Anlage 06 	Erklärung der Bieter-/Bietergemeinschaft – bei Bedarf einzureichen
|X|	Anlage 07	Verpflichtungserklärung von eingebundenen Drittunternehmen bei Bedarf einzureichen
|X|	Anlage 08	Eigenerklärung Sanktionsvereinbarung EU - Anlage zum BMWK-Rundschreiben vom 
			14.04.2022
|X|	Anlage 09	MHH Vertraulichkeitserklärung
|X|	Anlage 10 	CSX-59-Eigenerklärung-Information-zum-Bieter

|_|	Anlage 11	Eignungs_Zuschlagsmatrix_GP

|_|	Anlage 12	Generalplaner (GP) (Leistungsbild, Vertragsentwurf) 
|_|	Anlage 13	Objektplanung
|_|	Anlage 14	Technische Gebäudeausrüstung (inkl. Leistungsbild Medienplanung und 
Leistungsbild Laborplanung) 
|_|	Anlage 15	Tragwerksplanung – inkl. RÜV 
|_|	Anlage 16	Bauphysik (Bau- / Raumakustik) 
|_|	Anlage 17	Brandschutzgutachter 
|_|	Anlage 18	Schadstoffgutachter 
|_|	Anlage 19	SiGeKo - Leistung nach Baustellenverordnung

|_|	Anlage 20	Gebäudesteckbrief
	|_|	Anlage 21	Grundrisse + Schnitte DWG  + PDF Format 
|_|	Anlage 22	Bestandsunterlagen Genehmigungen etc. 
|_|	Anlage 23	Bestandsunterlagen Anlagentechnik
|_|	Anlage 24	Fotos 

|_|	Anlage 25	Rahmenterminplan_
|_|	Anlage 26	Organisationshandbuch Version 1 
|_|	Anlage 27	Darstellung Projekt – Grundrisse
|_|	Anlage 28	Raumliste I02

|_|	Anlage 29 	MHH Lageplan
|_|	Anlage 30	MHH-Lageplan m. Durchfahrtshöhen
|_|	Anlage 31	Tarifblatt Parkgebühren Patienten Besucher Stand 01.10.22

Zusätzlich vom Bieter dem Angebot beizufügen:
|X|			Nachweis Haftpflichtversicherung oder Verpflichtungserklärung zum Abschluss
|X|		Bescheinigung der Eintragung im Handels- bzw. Berufsregister als separate Anlage; Eintragung in Beruf- oder Handelsregister nach Maßgabe der Rechtsvorschriften des Landes
|X|			Erklärungen / Nachweise gemäß Anlage 11 Zuschlagsmatrix 
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